
 

                                                        Flüchtlingsrat Berlin e.V. 
                                                           Greifswalder Str. 4 

                                                        10405 Berlin 
 

 

 

 

 
Deutschlands Spitzenpolitiker*innen aus Bund und Ländern befeuern rassistische Debatte 

weiter -ausgerechnet in der Woche, in der sich Hanau zum fünften Mal jährt 
 

„Deutschland diskutiert über Terror und Migration. Ich, Said Etris Hashemi, Afghane, Muslim, 
Überlebender des Terroranschlags von Hanau, stehe wieder unter Generalverdacht.“ 

Said Etris Hashemi 
 

Die rassistischen politisch wie medial geführten Debatten seit dem Anschlag in München, zu dem die 
Ermittlungen noch laufen, sind bereits jetzt auf einem traurigen Höhepunkt angelangt. Den Opfern 
gedenken, den Wunsch ihrer Familie respektieren oder besonnen reagieren wollen offensichtlich nur 
noch wenige Menschen in der Politik- und Medienlandschaft. 
 
So beeilte sich das Bundesinnenministerium, geführt durch Nancy Faeser (SPD), zu schreiben: „Als einziger 
Staat in Europa schieben wir trotz Taliban-Herrschaft wieder nach Afghanistan ab und werden das weiter 
tun.“ Wie das den Menschen, die zu diesem Zeitpunkt noch schwerverletzt im Krankenhaus behandelt 
wurden, helfen sollte, erklärte sie nicht. Auch nicht, was Abschiebungen genau geändert hätten,  denn der 
Verdächtigte war nicht ausreisepflichtig, sondern im Besitz einer Aufenthaltserlaubnis. Er war auch nicht 
polizeibekannt. 
 
Doch bei solchen Reaktionen sollte es nicht bleiben. Der bayrische Ministerpräsident Markus Söder hatte 
am Sonntagmorgen als Reaktion auf den Anschlag in München einen Abschiebeflug pro Woche nach 
Afghanistan gefordert, den sofortigen Stopp der Visavergabe an Menschen aus Afghanistan und eine 
Zurückweisung an den deutschen Grenzen aller Menschen aus Afghanistan.1 Zur Erinnerung: Menschen 
fliehen aus Afghanistan wegen einer de facto Regierung, dievon einer islamistischen Terrorgruppe gestellt 
wird und unter der es keine existierenden Grund- oder Menschenrechte mehr für queere und LSBTI+ 
Menschen, Andersdenkende, Andersglaubende und ethnische Minderheiten gibt.  
 
Eine Verurteilung ganzer Bevölkerungsgruppen auf Grundlage der furchtbaren Tat von Einzeltätern führt 
nur zu immer mehr gesellschaftlich zunehmendem Hass und einem Mehr an Gewalt, da Menschen sich in 
ihrer Hetze durch Politiker*innen der vermeintlichen politischen Mitte legitimiert fühlen. Offensichtlich 
wird dieser Trend auch an einem Hoch an rechtsextrem motivierten Straftaten. 
 
Ganz konkret werden unsere Kolleg*innen aus den afghanischen und syrischen Verbänden extrem stark 
angefeindet bis hin zu ganz expliziten Gewaltdrohungen, was sie in ihrer Arbeit stark einschränkt und 
verunsichert. Auch Menschen mit zugeschriebener oder tatsächlicher Fluchtgeschichte werden vermehrt 
Ziel verbaler oder körperlicher Attacken. Sogar die Orte, an denen sie leben (müssen) werden immer 
häufiger angegriffen. Als plurale Gesellschaft müssen uns diese Vorgänge schmerzen, denn sie zeigen 
bereits jetzt die ganz konkrete Wirkmacht dieser rassistisch aufgeladenen Debatte.  
 
Kein Mensch sollte für die Taten einer anderen Person zur Rechenschaft gezogen werden, nur weil beide 
Menschen eventuell die gleiche Herkunft haben. Es ist völlig absurd und nichts anderes als 
rechtsstaatsfremd und rassistisch, Menschen, die noch nicht einmal in Deutschland sind, vom Recht auf 
Schutzgewährung auszuschließen, weil eine andere Person, mit der sie nichts als die Staatsbürgerschaft 
teilen, verurteilter Straftäter oder vermuteter Attentäter ist.  

 
1 https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/soeder-scholz-forderung-abschiebung-afghanistan-
muenchen-anschlag-100.html  

https://www.tagesschau.de/inland/innenpolitik/muenchen-anschlag-reaktionen-migration-asylpolitik-100.html
https://www.tagesschau.de/inland/anschlaege-fluechtlingsunterkuenfte-anstieg-101.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/soeder-scholz-forderung-abschiebung-afghanistan-muenchen-anschlag-100.html
https://www.mdr.de/nachrichten/deutschland/politik/soeder-scholz-forderung-abschiebung-afghanistan-muenchen-anschlag-100.html
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Vor diesem Hintergrund verurteilen wir die Stornierung zweier Flüge für Menschen mit einer 
Aufnahmezusage aus Afghanistan sowie die Nichtverlängerung der Landesaufnahmeregelungen in Berlin 
scharf. Gerade in der Woche, in der sich der grausame rechtsextreme Anschlag eines polizeibekannten 
Mannes, der legal im Besitz von Schusswaffen sein konnte und dessen Vater die Familien der Opfer weiter 
verhöhnte, sollte sich in Deutschland darauf besonnen werden, dass Rassismus, Hass und 
Menschenfeindlichkeit ein in Deutschland selbst stark verankertes Problem sind und nicht ein 
„Phänomen“, das über geflüchtete Menschen nach Deutschland kommt.  
 
Hanau war kein Einzelfall, sondern reiht sich ein in rassistische und rechtsextreme Kontinuitäten in 
Deutschland. Gökhan Gültekin, Sedat Gürbüz, Said Nesar Hashemi, Mercedes Kierpacz, Hamza Kurtović, 
Vili Viorel Păun, Fatih Saraçoğlu, Ferhat Unvar, Kaloyan Velkov und Gabriele Rathjen könnten noch Leben, 
wenn Deutschland und die deutsche Polizei sich endlich entschieden Rassismus und Rechtsextremimus 
und seiner Verankerung in den staatlichen Strukturen entgegen stellen würden anstatt diese medial und 
strukturell immer weiter zu befeuern, wie es dieser Tage leider immer mehr durch menschenverachtende 
Gesetzesvorstöße und Scheindebatten geschieht.  
 

Wir müssen als vielfältige Gesellschaft gegen Vereinnahmungsversuche durch Rechts, Hass und Hetze 
gegen ganze Menschengruppen auf Grund ihrer rassistischen Markierung zusammen stehen. 
Wir fordern eine stärkere politische und gesellschaftliche Verantwortung im Umgang mit 
Migrationsthemen. Dazu gehört eine differenzierte Berichterstattung in den Medien sowie politische 
Maßnahmen, die sich an rechtsstaatlichen Prinzipien orientieren und diese nicht immer weiter aushöhlen 
und Deutschland zu einem immer gefährlicheren Ort für Menschen auf Grund ihrer Migrationsbiografie 
machen.  
 
Nach Hanau lernen heißt Rassismus, Rechtsextremismus und menschenfeindliches Gedankengut 
konsequent bekämpfen. Das sind wir den Opfern und Angehörigen schuldig. 
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